
3. Die Kostenentscheidung bleibt vorbehalten. 

( 1 ) ABl. C 86 vom 23.3.2013. 

Vorabentscheidungsersuchen des Fővárosi Közigazgatási és 
Munkaügyi Bíróság (Ungarn), eingereicht am 2. September 
2013 — Generali-Providencia Biztosító Zrt./Közbeszerzési 

Hatóság — Közbeszerzési Döntőbizottság 

(Rechtssache C-470/13) 

(2013/C 367/36) 

Verfahrenssprache: Ungarisch 

Vorlegendes Gericht 

Fővárosi Közigazgatási és Munkaügyi Bíróság 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Klägerin: Generali-Providencia Biztosító Zrt. 

Beklagte: Közbeszerzési Hatóság — Közbeszerzési 
Döntőbizottság 

Vorlagefragen 

1. Können die Mitgliedstaaten aus anderen Gründen als den in 
Art. 45 der Richtlinie 2004/18/EG ( 1 ) des Europäischen Par­
laments und des Rates vom 31. März 2004 über die Koor­
dinierung der Verfahren zur Vergabe öffentlicher Bauaufträ­
ge, Lieferaufträge und Dienstleistungsaufträge aufgeführten 
— insbesondere aus Gründen, die unter dem Gesichtspunkt 
des Schutzes öffentlicher Interessen, der legitimen Interessen 
der Auftraggeber oder des lauteren Wettbewerbs und der 
Aufrechterhaltung der Lauterkeit des Wettbewerbs gerecht­
fertigt erscheinen — bestimmen, dass ein Wirtschaftsteilneh­
mer von der Teilnahme an einem Vergabeverfahren aus­
geschlossen wird, und, falls ja, ist es mit dem zweiten Er­
wägungsgrund dieser Richtlinie sowie mit den Art. 18, 34, 
49 und 56 AEUV vereinbar, einen Wirtschaftsteilnehmer 
von der Teilnahme an einem solchen Verfahren auszuschlie­
ßen, wenn durch ein — vor nicht mehr als fünf Jahren 
erlassenes — rechtskräftiges Gerichtsurteil im Zusammen­
hang mit der wirtschaftlichen oder beruflichen Tätigkeit 
des betreffenden Wirtschaftsteilnehmers festgestellt worden 
ist, dass dieser einen Rechtsverstoß begangen hat? 

2. Wenn der Gerichtshof die erste Frage verneint, sind dann die 
Bestimmungen des Art. 45 Abs. 2 Unterabs. 1 der Richtlinie 
2004/18, insbesondere dessen Buchst. c und d, dahin aus­
zulegen, dass ein Wirtschaftsteilnehmer von der Teilnahme 
an einem Vergabeverfahren ausgeschlossen werden kann, 

wenn ihn eine Behörde und/oder ein Gericht in einem we­
gen seiner wirtschaftlichen oder beruflichen Tätigkeit einge­
leiteten Verfahren in Wettbewerbssachen verurteilt und ihm 
gegenüber wegen eines Rechtsverstoßes wettbewerbsrecht­
liche Konsequenzen anordnet? 

( 1 ) Richtlinie 2004/18/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 31. März 2004 über die Koordinierung der Verfahren zur Ver­
gabe öffentlicher Bauaufträge, Lieferaufträge und Dienstleistungsauf­
träge (ABl. L 134, S. 114). 

Vorabentscheidungsersuchen des Gerechtshof Arnhem- 
Leeuwarden (Niederlande), eingereicht am 16. September 

2013 — Froukje Faber/Autobedrijf Hazet Ochten BV 

(Rechtssache C-497/13) 

(2013/C 367/37) 

Verfahrenssprache: Niederländisch 

Vorlegendes Gericht 

Gerechtshof Arnhem-Leeuwarden 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Rechtsmittelführerin: Froukje Faber 

Rechtsmittelgegnerin: Autobedrijf Hazet Ochten BV 

Vorlagefragen 

1. Ist das nationale Gericht — sei es aufgrund des Grundsatzes 
der Effektivität, aufgrund des mit der Richtlinie 1999/44 ( 1 ) 
angestrebten hohen Verbraucherschutzniveaus innerhalb der 
Union oder aufgrund anderer Bestimmungen oder Normen 
des Unionsrechts — verpflichtet, von Amts wegen zu prü­
fen, ob der Käufer bei einem Vertrag (ein) Verbraucher im 
Sinne von Art. 1 Abs. 2 Buchst. a der Richtlinie 1999/44 
ist? 

2. Sofern die erste Frage bejaht wird: Gilt dies auch, wenn die 
Verfahrensakte keine (oder nicht genügend oder wider­
sprüchliche) tatsächliche Informationen enthält, um die Ei­
genschaft des Käufers feststellen zu können? 

3. Sofern die erste Frage bejaht wird: Gilt dies auch für ein 
Rechtsmittelverfahren, in dem der Käufer das Urteil des erst­
instanzlichen Gerichts nicht beanstandet hat, soweit darin 
diese Prüfung (von Amts wegen) nicht vorgenommen wor­
den ist und die Frage, ob der Käufer als Verbraucher an­
zusehen ist, ausdrücklich offen gelassen worden ist?
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4. Ist die Richtlinie 1999/44 (bzw. deren Art. 5) als eine Norm 
zu betrachten, die den im nationalen Recht zwingenden 
innerstaatlichen Bestimmungen gleichwertig ist? 

5. Stehen der Grundsatz der Effektivität, das mit der Richtlinie 
1999/44 angestrebte hohe Verbraucherschutzniveau inner­
halb der Union oder andere Bestimmungen oder Normen 
des Unionsrechts dem niederländischen Recht in Bezug auf 
eine Darlegungs- und Beweislast des Verbrauchers/Käufers 
hinsichtlich der Pflicht, dem Verkäufer den vermeintlichen 
Mangel eines gelieferten Gutes (rechtzeitig) anzuzeigen, ent­
gegen? 

6. Stehen der Grundsatz der Effektivität, das mit der Richtlinie 
1999/44 angestrebte hohe Verbraucherschutzniveau inner­
halb der Union oder andere Bestimmungen oder Normen 
des Unionsrechts dem niederländischen Recht in Bezug auf 
eine Darlegungs- und Beweislast des Verbrauchers/Käufers 
dafür, dass das Gut vertragswidrig ist und diese Vertrags­
widrigkeit binnen sechs Monaten nach der Lieferung offen­
bar geworden ist, entgegen? Was bedeuten die Worte „Ver­
tragswidrigkeiten, die … offenbar werden“ in Art. 5 Abs. 3 
der Richtlinie 1999/44, insbesondere: In welchem Maße 
muss der Verbraucher/Käufer Tatsachen und Umstände dar­
legen, die die Vertragswidrigkeit (bzw. deren Ursache) be­
treffen? Reicht es dafür aus, dass der Verbraucher/Käufer 
darlegt und bei substantiiertem Bestreiten beweist, dass der 
erworbene Gegenstand nicht (einwandfrei) funktioniert, oder 
hat er auch darzulegen und bei substantiiertem Bestreiten zu 
beweisen, welcher Mangel des verkauften Gegenstands dieses 
Nicht-Funktionieren (bzw. nicht einwandfreie Funktionieren) 
verursacht (hat)? 

7. Spielt es bei der Beantwortung der vorstehenden Fragen 
noch eine Rolle, dass sich Frau Faber im vorliegenden Ver­
fahren in beiden Rechtszügen von einem Rechtsanwalt hat 
vertreten lassen? 

( 1 ) Richtlinie 1999/44/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 25. Mai 1999 zu bestimmten Aspekten des Verbrauchsgüter­
kaufs und der Garantien für Verbrauchsgüter (ABl. L 171, S. 12). 

Vorabentscheidungsersuchen des Naczelny Sąd 
Administracyjny (Polen), eingereicht am 16. September 
2013 — Marian Macikowski — Komornik Sądowy in 
seiner Funktion als Gerichtsvollzieher beim Sąd 
Rejonowy w Chojnicach/Dyrektor Izby Skarbowej w 

Gdańsku 

(Rechtssache C-499/13) 

(2013/C 367/38) 

Verfahrenssprache: Polnisch 

Vorlegendes Gericht 

Naczelny Sąd Administracyjny 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Kläger: Marian Macikowski ‒ Komornik Sądowy in seiner Funk­
tion als Gerichtsvollzieher beim Sąd Rejonowy w Chojnicach 

Beklagter: Dyrektor Izby Skarbowej w Gdańsku 

Vorlagefragen 

1. Ist im Lichte des Mehrwertsteuersystems, das auf der Richt­
linie 2006/112/EG des Rates vom 28. November 2006 über 
das gemeinsame Mehrwertsteuersystem ( 1 ) beruht, insbeson­
dere im Hinblick auf die Art. 9 und 193 in Verbindung mit 
Art. 199 Abs. 1 Buchst. g, eine Vorschrift des innerstaatli­
chen Rechts wie Art. 18 des Gesetzes über die Steuer auf 
Waren und Dienstleistungen (ustawa o podatku od towarów 
i usług) vom 11. März 2004 (Dz. U. 2011, Nr. 177, Pos. 
1054 mit spät. Änd., im Folgenden: UStG) zulässig, die 
Ausnahmen von den allgemeinen mehrwertsteuerrechtlichen 
Grundsätzen einführt, vor allem in Bezug auf die Rechts­
subjekte, die zur Ermittlung und Einziehung der Steuer ver­
pflichtet sind, indem sie das Institut des Steuerzahlers 
schafft, d. h. eines Rechtssubjekts, das verpflichtet ist, für 
den Steuerpflichtigen die Höhe der Steuer zu ermitteln, sie 
von dem Steuerpflichtigen einzuziehen und fristgerecht der 
Steuerbehörde zu entrichten? 

2. Für den Fall, dass Frage 1 zu bejahen ist: 

a) Ist im Lichte des Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes als all­
gemeinem Grundsatz des Unionsrechts eine Vorschrift 
des innerstaatlichen Rechts wie Art. 18 UStG zulässig, 
wonach u. a. die Steuer auf die Lieferung von Immobi­
lien im Wege der Zwangsvollstreckung in Waren, die 
Eigentum des Schuldners sind oder sich unter Verletzung 
der geltenden Vorschriften in seinem Besitz befinden, 
von dem mit der Durchführung der Zwangsvollstre­
ckungsmaßnahmen betrauten Gerichtsvollzieher ermit­
telt, eingezogen und entrichtet werden, der als Steuer­
zahler für die Nichterfüllung dieser Pflicht haftet? 

b) Ist im Lichte der Art. 206, 250 und 252 der Richtlinie 
2006/112 und des sich aus ihr ergebenden Neutralitäts­
grundsatzes eine Vorschrift des innerstaatlichen Rechts 
wie Art. 18 UStG zulässig, die dazu führt, dass der in 
dieser Vorschrift genannte Steuerzahler verpflichtet wird, 
die Mehrwertsteuer auf im Wege der Zwangsvollstre­
ckung vorgenommene Lieferungen von Waren, die Ei­
gentum des Steuerpflichtigen sind oder sich unter Ver­
letzung der geltenden Vorschriften in seinem Besitz be­
finden, zu ermitteln, einzuziehen und zu entrichten, und 
zwar innerhalb des für den Steuerpflichtigen geltenden 
Steuerzeitraums in Höhe des Betrages, der das Produkt 
des aus dem Verkauf der Ware erzielten Erlöses verrin­
gert um die Mehrwertsteuer und den entsprechenden 
Steuersatz darstellt, ohne von diesem Betrag den Betrag 
der ab Beginn des Steuerzeitraums bis zum Datum der 
Einziehung der Steuer von dem Steuerpflichtigen ange­
fallenen Vorsteuer abzuziehen? 

( 1 ) ABl. L 347, S. 1.
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